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Zuständige bzw. federführende Dienststelle:  Fachbereich I 

Betrifft: 
 

Grundsatzbeschluss zur Förderung von Familien mit Kindern und Jugendlichen 
bzw. zielführende Informationspolitik 
Schmitz, Andreas / Fraktion Bündnis 90/DIE GRÜNEN, vom 01.12.2005  

 

Zum Antrag ist zunächst folgendes auszuführen: 
 

1. Der Grundsatzbeschluss zum kommunalen Baulandmanagement wird nicht nur von 
der antragstellenden Fraktion unterstützt, sondern nach dem Ergebnis der 
Vorberatung im Ausschuss für Stadtentwicklung, Umweltschutz und Bauwesen vom 
29.11.2005 von einer deutlichen Mehrheit. Das wird sich sicher so auch bei der 
heutigen Abstimmung über TOP 1.5.6 bestätigen.  

2. Auch ohne theoretische Leitbild- und Zielführungsdiskussionen betreibt die Stadt 
Wipperfürth immer schon im Rahmen ihrer Möglichkeiten eine aktive 
Familienpolitik. Es gibt Kindertageseinrichtungen und Schulen in ausreichender 
Anzahl, ein offenes Jugendzentrum, eine überaus aktive Jugendverbandsarbeit, 
Vergünstigungen des Familienpasses, vielfältige Beratungsstellen und –angebote 
u.v.a. 

3. Das Kinder- und Jugendparlament ist zwar nicht mehr so aktiv wie noch vor einigen 
Jahren. Es gibt aber eine Gruppe von Jugendlichen, mit denen einmal monatlich ein 
Austausch im Jugendamt stattfindet und mit denen ganz konkrete Projekte 
umgesetzt werden (z.B. Weltkindertag, Fun-Sport-Tag, Kinderspielplätze).  

 
Die Verwaltung schlägt vor, den Antrag nach § 16 Abs. 2 Buchst. c) der Geschäftsordnung 
an den Jugendhilfeausschuss zu verweisen. 
 
 

Der Antrag wird zur weiteren Vorberatung an den Jugendhilfeausschuss verwiesen.


